aus heutiger Sicht ist das ENLAG19 als rechtswidrig anzusehen ist.
Die Netzentwicklungsplanung der BRD, und auf dieser beruht das ENLAG19, hat bis heute weitergehende relevante Gesetze nicht beachtet und wurde bisher nicht neu gefasst. Weitergehende Gesetze in diesem Sinne sind:  das ENWG (Energiewirtschaftsgesetz) insbesondere §1 Abs3, das sogenannte Kohleausstiegsgesetz sowie der LEP-NRW von 2016. Für das ENLAG19 wurde die Bedarfsplanung nicht erneuert und angepasst.

Eine Überarbeitung der Bedarfsplanung zu unterlassen,  führt zwingend zu einem Verstoß gegen  die europarechtlichen Vorschriften zum Stromnetzausbau (VO 2018/1999), zur Nutzung grenzüberschreitender Stromleitungen (VO 2019/943) und zu EU-Vorhaben von gemeinsamem Interesse (VO 2020/389). 
Widersprechen die gesetzgeberische Entscheidungen im Bundesfachplanungsgesetz (und um eine solche handelt es sich beim ENLAG19) den Prinzipien der verfassungsrechtlichen Ordnung oder sind die zugrunde liegenden Wertungen und Prognosen offensichtlich fehlerhaft oder eindeutig widerlegbar, ist das Gesetz rechtswidrig. Angesichts dieser Sachlage darf ein Planfeststellungsbeschluss keine Freigabe der beantragten Baumaßnahme gestatten.
